
16Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Nein 31

Gesetz; BetrVG § 23* § 56 Abs» 1 b und Abs«, 2* § 59;
ArbGG § 2 Abs» 1 Nr, H ,  § 8 Abs«, 1* § 8o Abs«, 1

Leitsätze;

lo § 56 Abs, 1 BetrVG betrifft nur generelle Regelungen* ist aber nicht von einer Maßnahme des Arbeitgebers 
abhängig«,

2. Bereits eine objektive Umgehung des obligatorischen 
Mitbestimmungsrechts des Betriebsrats bedeutet einen 
Verstoß gegen § 56 Abs«, 1 BetrVG„

5o In den Fällen des § 56 Abs«,. 1 BetrVG kommt eine An­
wendung des § 59 BetrVG nicht in Betracht 0

A» Eine tarifliche Regelung i«, So des § 56 Abs0 1 Ein­
gangssatz BetrVG besteht nichts wenn der betreffende 
Tarifvertrag nur noch kraft Nachwirkung gilt,

5« Ein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nach § 56
Abs, 1 b BetrVG besteht auch dann«, wenn in einem Groß­
betrieb ein zahlenmäßig bedeutsamer Teil der Arbeiter­
schaft den Wunsch auf Einführung der bargeldlosen 
Lohnzahlung äußert. Der Arbeitgeber ist in einem sol­
chen Fall nicht befugt* ohne Mitwirkung des Betriebs­
rats jenem Wunsche dadurch nachzukommen* daß er An­
tragsformulare bereithält und sich dem Wunsch der be­
treffenden Arbeiter entsprechend verhält»

Aktenzeichen: 1 ABR 11/68
Beschluß des BAG vom 51» Januar 1969 LAG Baden-Württemberg(Stuttgart)
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16
1_ABR_21/68
5 Ta BV 2/68 Baden-VJürttcmbcrg (Stuttgart)
Verkündet
am 51. Januar 1969
gezo Hcnkclmann,
Rcgicrungsobcrsckrctärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

B e s c h l u ßM  •>* W  ̂  W  M  ~

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundcsarbcitsgcrichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 24. Januar 1969 durch 
die Bundcsrichtor Dr. Schröder^ Wichmann und Wendel 
sowie die Bundesarbeitsrichter Dr. Gcrland und Vetter 
beschlossen:

Auf die Rechtsbcschwerde dos Betriebsrats wird 
der Beschluß dos Landosarboitsgcrichts Baden- 
Württemberg vom 22. Mai 1968 - 5 Ta BV 2/68 - 
aufgehoben.
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Die Beschwerde dor Antragsgegnerin gegen den 
Beschluß des Arbeitsgerichts Stuttgart vorn 
9° Februar 1968 - 6 BV 1/68 - wird mit folgen­
der Maßgabe zurückgcwicscn:

Es wird fcstgcstolltdaß die bei der 
Antragsgognerin um die Jahreswende 
1967/68 für etwa 2ooo Arbeiter vorgo- 
nommonc Umstellung von der Bargeldlohn­
zahlung zur bargeldlosen Lohnzahlung., 
einschließlich des Borcithaltons von 
Antragsformularen* dom Mitbcstimmungs- 
recht des Antragstellers unterliegt.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

Gründe£

Io Antragsteller ist der Betriebsrat im Werk S
der Antragsgegnerin* in welchem ca, 18»25o Lohn­

empfänger beschäftigt sind» Ein Toil dieser Lohnempfän­
ger äußerte den Wunsch* den Lohn bargeldlos im Wege der 
Überweisung auf ein Bankkonto bezahlt zu erhalten» Die 
Antragsgognorin merkte ab August 1966 diesen Teil der 
Lohnempfänger vor und begann im Oktober 1967* die Löhne 
einzelner Lohnempfänger antragsgemäß auf deren Konten 
bei den angegebenen Geldinstituten zu überweisen» Seit 
diesem Zeitpunkt hielten die Wcrkstattschroibor Antrags- 
formularc für diesen Zweck bereit» Im Oktober 1967 er­
hielten 88 Lohnempfänger den Lohn antragsgemäß über­
wiesen» Diese Zahl steigerte sich auf 2»oo'o bis zum 
Beginn dos Jahres 1968* obwohl der Vorsitzende dos An­
tragstellers sich gegen die bargeldlose.Lohnzahlung 
gewandt hatte» Um die Lohnempfänger für oinc Überweisung
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ihrer Löhne auf ein Bankkonto zu gewinnen., hatten Geld­
institute Werbeschriften vor den Fabriktoren verteilt 
oder den Lohnempfängern zugesandt,

Im Betrieb der Antragsgegnorin galt der Mantcl- 
tarifvortrag für die Arbeiter der Metallindustrie in 
den Regierungsbezirken Nordwürttemberg und Nondbaden 
des Landes Baden-Württemberg vom 1, Dezomber 1963, gül­
tig ab I-. Januar 1964, welcher zwischen dem Verband 
Württ„-Badischer Motallindustricllcr e„ V., Stuttgart, 
und der IG Metall für die Bundesrepublik Deutschland, 
Bezirksleitung Stuttgart, abgeschlossen war» Dieser MTV 
war zum 351» Dezember 1966, gekündigt worden.

Der Antragsteller ist der Ansicht,'ihm stehe be­
züglich des teilwoisen Übergangs von der Barzahlung des 
Lohnes'zur Überweisung ein Mitbcstimmungsrocht zu. Er 
hat im arboitsgerichtlichcn Beschlußvcrfahren die Fest­
stellung begehrt, daß die von der Antragsgegnorin für 
die Einführung der bargeldlosen Lohnzahlung bpi den ge­
werblichen Arbeitnehmern oingoloitcton Maßnahmen, wie
a) Auslcgcn der Antragsformulare,
b) Beeinflussung der Arbeitnehmer zum Abschluß einer 

diesbezüglichen Vereinbarung durch den Meister
c) sowie alle übrigen Maßnahmen, die zur bargeldlosen 

Lohnzahlung führen,
unter das Mitbcstimmungsrocht gemäß § 56 Abs, 1 b BetrVG 
fallen.

Das Arbeitsgericht ist der Ansicht dos Antragstel­
lers im wesentlichen gefolgt, nicht dagegon das Landos- 
arbcitsgcricht; cs hat auf die Beschwerde der Antrags­
gegnerin den Beschluß des Arbeitsgerichts abgeändert,. 
den Antrag des Antragstellers zurückgcwioson und die 
Rochtsbcschworde zugclasson. Nachdem der Antragsteller 
letztere eingelegt hatte, hat die Antragsgegnorin bei 
der Anhörung der Beteiligten vor dom Senat verbindlich 
erklärt:

- 4 .
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1o Das Mitbostimmungsrccht des Betriebsrats bei der 
generellen Einführung der bargeldlosen Lohnzahlung 
für alle Arbeiter oder bestimmte Gruppen von Arbei­
tern wird nicht in Abrede gestellte 

2. Die Antragsgegnerin ist der Auffassung* sic habe 
dieses Mitbostimmungsrccht nicht dadurch verletzt* 
daß sic den Belegschaftsangehörigen auf deren Wunsch 
den Lohn bargoldlos überwiesen hat. '

Darauf hat der Antragsteller den Antrag gestellt fcstzu- 
stellon* daß die bei der Antragsgegnorin um die .Jahres- 
wende 1967/68 für etwa 2 »000 Arbeiter vorgenommone Um­
stellung von der Bargcldlohnzahlung zur bargoldoscn Lohn­
zahlung dem Mitbostimmungsrccht des Antragstellers unter­
liegt* insbesondere daß auch das Beroithalton von Antrags- 
formularon für eine bargeldlose Lohnzahlung unter das Mit- 
bcstimmungsrecht des Antragstellers fällt» - Die Antrags­
gegnerin bittet um Zurückweisung der Rechtsbcschworde»
II» 1» Im vorliegenden Vorfahren geht es darum* ob 
der Betriebsrat bei den Vorgängen* die mit der teilwei­
sen Einführung der Lohnüberweisung im Betrieb der Antrags­
gegnerin im Zusammenhang stehen* ein Mitbestimmungsrecht 
für sich in Anspruch nehmen kann» Es geht also um Fragen 
der Zuständigkeit des Betriebsrats und um die Abgrenzung 
der Befugnisse des Arbeitgebers einerseits* dos Betriebs- 
rats andererseits. Zur Entscheidung dieser die beidorsoi“ 
tigou Kompetenzen betreffenden Fragen sind die Gerichte 
für Arbeitssachen berufen; die Entscheidung ergeht im 
BesehluiSverfahren (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 i* § 8 Abs. 1* § 80 
Abs. 1 ArbGG).

Daß das Mitbestimmungsrocht dos Betriebsrats gogo-
\ben ist* wenn es sich um die allgemeine Einführung.der 

Lohnüberweisung an die gesamte Belegschaft* an einzel­
ne Gruppen oder an eine bestimmte Abteilung innerhalb 
der betrieblichen Organisation durch den Arbeitgeber handelt*

r'*'/ •-  5 -
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stellt die Antragsgognerin nicht mehr in Abrede« Viel­
mehr vertritt sic in dritter Instanz selbst die Auffas­
sung, daß der Betriebsrat in diesen Fällen mitzubcstim- 
mon hat. Dem trägt der Betriebsrat dadurch Rechnung, 
daß er seinen Antrag cinschränkt, indem er die Feststel­
lung seines Mitbcstimmungsrcchts nunmehr nur noch be­
gehrt hinsichtlich dor Vorgänge, die sich im Betrieb 
der Antragsgegnerin im Zusammenhang mit dor teilwoisen 
Einführung dor Lohnüberweisung zugetragen haben, darun­
ter hinsichtlich des Bcrcithaltcns von Formularen sei­
tens dor Antragsgegnerin für diejenigen Belegschaftsan­
gehörigen, die sich für die bargeldlose Lohnzahlung ent­
schieden haben» Gegen die Antragsänderung, die durch die 
in.dritter Instanz erfolgte Änderung in der Einlassung 
der Antragsgognerin bedingt ist, bestehen rechtlich keine 
Bedenkeno

Bei dom nunmehr noch vorbliobenon Streitstoff han­
delt cs sich immer-noch um eine echte Meinungsverschie­
denheit zwischen den Beteiligton darüber, ob dor Betreibs 
rat hinsichtlich der Vorgänge, die im Zusammenhang mit 
dci* 'teilweison Einführung der Lohnüberwoisung im .Betrieb 
dor Antragsgegnerin, darunter mit -dem Bercithaltcn dor 
Antragsformulare, stehen, ein Mitbcstimmungsrccht für 
sich in Anspruch nehmen kann« Für diese Entscheidung be­
steht nach wie vor ein Rechtsschutzintorossc dos Botriobs 
rats. Dieser hat ein berechtigtes Interesse daran, daß 
geklärt wird,- ob das Mitbcstimmungsrccht auch insoweit 
besteht oder nicht; liegt eine entsprechende gerichtliche 
Feststellung vor, so ist der. Wog zur Einigungsstcllc des 
§ 56 Abs« 2 BetrVG für den Betriebsrat wie auch für dio 
Antragsgognerin offen« Die gerichtliche Entscheidung 
liegt somit im'Interesse beider Beteiligten und damit . . 
auch* im Interesse der gesamten Belegschaft, deren boru- 
fenor Vertreter der Betriebsrat ist«

-  6 -
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2o Nach § 56 Abs. 1 b BetrVG* auf don sich dor Be­
triebsrat beruft* hat dieser* soweit keine gesetzliche 
oder tarifliche Regelung besteht-, mitzubestimmen hin­
sichtlich Ort und Zeit der Auszahlung des Arbeitsent­
gelt So Entgegen der Ansicht des Landcsarbcitsgcrichts 
liegt ein solcher Fall der notwendigen Mitbestimmung 
hier vor=
a) Daß eine gesetzliche Regelung hinsichtlich der 
Lohnüberwoisung fehlt* ist übereinstimmende Ansicht 
beider Beteiligten. Diese Ansicht ist zutreffend. Es 
gilt hier nichts anderes als in dem vom Senat entschie­
denen Fall AP Nr„ 2 zu § 56 BetrVG Entlohnung. Auf die 
dortigen Ausführungen zu dieser Frage wird Bezug genom­
men.
b) Auch eine tarifliche Rogolung hinsichtlich der 
hier intcrcssiorcnden Frage fehlt zur Zeit. Ein die 
Art der Lohnzahlung (bar oder bargeldlos) regelnder 
Tarifvertrag* der nicht gekündigt ist* liegt nicht vor. 
Der Tarifvertrag* auf den sich das Landcsarbcitsgoricht 
zur Begründung seiner abweichenden Ansicht beruft* ist 
gekündigt und gilt daher nur noch kraft Nachwirkung.
Daß eine solche tarifliche Regelung die Voraussetzun­
gen des Eingangssatzes des § 56 Abs. 1 BetrVG nicht 
erfüllt* hat der Senat schon in AP Nr. 1 zu § 615 EGB 
Kurzarbeit ausgesprochen. Es besteht kein Anlaß* von 
dieser in dem zur Veröffentlichung bestimmten Urteil 
vom 17« Dezember 1968* 1 AZR 178/68* bestätigten Ansicht 
abzugehen.
c) Auch § 59 BetrVG steht der vom Betriebsrat erstreb­
ten Vereinbarung nicht im Wege. Wenn es sich um eine 
der in § 56 Abs. 1 BetrVG geregelten Materien handelte, 
so entfällt eine Anwendbarkeit des § 59 BetrVG. Das 
folgt daraus* daß cs sich in den Fällen des § 56 BetrVG 
um formelle* in den Fällen dos § 59 BetrVG dagegen um
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materielle Arbeitsbedingungen handelt; beide Gesetzes“ 
Vorschriften schließen einander aus.
d) Daß der Übergang zur bargeldlosen Lohnzahlung unter 
die Vorschrift des § 56 Abs» 1 b BetrVG fällt, stellt 
die Antragsgegnerin nicht mehr in Abrede<> Dies entspricht, 
wie auch das von der Antragsgognorin überreichte Gutach­
ten nicht verkennt, der ständigen Rechtsprechung des Se­
nats und der Auffassung des weit überwiegenden Teils der 
Rochtsichreo

Angesichts der Tatsache, daß die Antragsgognorin 
in dieser Hinsicht von ihren früheren Angriffen gegen die 
Rechtsprechung des Senats ausdrücklich abgorückt ist, be­
steht im vorliegenden Pall kein Anlaß, die Auffassung,
§ 56 AbSo 1 b BetrVG betreffe auch den Pall des Übergangs 
zur bargeldlosen Lohnzahlung, nochmals ausführlich zu 
begründen. Zur Vermeidung von Wiederholungen kann vielmehr 
auf AP Nr. 2 zu § 56 BetrVG Entlohnung verwiesen werden, 
o) § 5ö Abs. 1 BetrVG begründet, wie der Antragsgogno­
rin zuzugoben ist, ein Mitbostimmungsrccht des Betriebs­
rats allerdings nur für den Pall, daß eine generelle Re­
gelung erfolgen soll. Das folgt daraus, daß § 56 Abs. 1 
BetrVG die gesetzliche oder tarifliche Regelung der be­
trieblichen gogcnübcrstcllt. Soweit es sich um Einzcl- 
fällc handelt, ist der Arbeitgeber deshalb auf die Mit­
bestimmung des Betriebsrats nicht angewiesen. Anderer­
seits macht § 56 Abs. 1 BetrVG das Mitbostimmungsrccht 
dos Betriebsrats nicht von einer Maßnahme dos Arbeit­
gebers abhängig. Es besteht schlechthin, auch ohne daß 
eine solche Maßnahme vorlibgt. Es wird stets dann akut, 
wenn sich eine der in § 56 Abs. 1 BetrVG angcsprochcncn 
Materien als regelungsbcdürftig horausstellt. In diesem 
Pall hat der Betriebsrat die Pflicht und, wie der Wort­
laut des Gesetzes ergibt, nicht nur das Recht, sein Mit­
bestimmungsrecht auszuübcn. Voraussetzung ist lediglich.

(
\
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daß ein Regelungsbedürfnis besteht, d. ho daß eine nicht 
nur auf Einzelfälle beschränkte, sondern eine größere Zahl 
von Arbeitnehmern berührende Situation eintritt, die eine 
generelle Ordnung erheischt.

Ob der Eintritt dieser Situation auf die Initiative 
des Arbeitgebers oder des Betriebsrats oder der Belegschaft, 
sei es der gesamten, sei es von Teilen der Belegschaft, 
zurückzuführen ist, spielt somit nach der gesetzlichen 
Vorschrift keine Rolle« Das ist in der schon mehrfach an­
geführten Entscheidung AP Nr. 2 zu § 56 BetrVG Entlohnung 
vom Senat ebenfalls bereits ausgesprochen worden. Danach 
ist auch die Einführung der Lohnüberweisung auf Wunsch der 
Arbeitnehmer mitbestimmungspflichtig, soweit es sich nicht 
nur um Einzelfälle handelt, und eine Betriebsvereinbarung 
des Inhalts, daß der Lohn Je nach Wunsch der betreffenden 
Arbeitnehmer bar oder unbar gezahlt wird., ist denkbar und 
zulässig.
f) Wie schon betont, kommt Jedoch ein Mitbestimmungs- 
recht des Betriebsrats nur dann in Betracht, wenn es sich 
um eine Regelung, also um eine kollektive Maßnahme handelt. 
Dabei kann der Begriff des Kollektiven sowohl qualitativ 
wie quantitativ bestimmt sein. Daß im Palle eines qualita­
tiven Kollektivs (der Belegschaft, einer Gruppe, einer Ab­
teilung) der Begriff der Regelung erfüllt ist, stellt die 
Antragsgegnerin zu Recht nicht in Abrede. Entgegen ihrer 
Ansicht umfaßt § 56 Abs. 1 BetrVG aber auch die Fälle des 
nur quantitativ bestimmten Kollektivs.

Dazu, daß auch im letztgenannten Fall das Mitbestim­
mungsrecht des Betriebsrats zum Zuge kommt, hat sich der 
Senat bereits in der Entscheidung AP Nr. 22 zu § 56 BetrVG 
ausgesprochen. Er hat dort hervorgehoben, daß eine Rege­
lung im Sinne des § 56 Abs. 1 BetrVG schon dann vorliegen 
kann, wenn ein ins Gewicht fallender Teil der Belegschaft 
von einer in der vorstehend erwähnten Bestimmung ange­
sprochenen Maßnahme erfaßt wird. Diese Auffassung
-  Q -
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rechtfertigt sich daraus, daß cs andernfalls leicht 
möglich wäre, das Mitbestimmungsrccht dos Betriebsrats 
zu umgehen, indem der Arbeitgeber durch eine Anzahl 
von Einzclabmachungcn die Angolcgonhciton, die in § 56 
Abs. 1 BetrVG angcsprochon sind, regelt, ohne den Be­
triebsrat cinzuschaltcn. Eine solche Umgehung, auch 
wenn sic rein objektiv goschioht, widerspricht dem 
Willon des Gesetzgebers, wie er in § 56 Abs0 1 BetrVG 
zum Ausdruck gekommen ist. Sic kann deshalb nicht die 
Billigung der Gerichte finden.

Wann nun ein quantitatives Kollektiv anzunchmcn 
ist, richtet sich nach den Umständen dos Einzolfallcs.
Von festen Zahlen kann dabei entgegen der vom Betriebs­
rat im vorliegenden Vorfahren vertretenen Ansicht nicht 
ausgegangen xverden. Mitentschoidcnd ist vielmehr stets 
die Größe dos einzelnen Betriebs. Insbesondere im Groß­
betrieb xvird der Begriff des quantitativen Kollektivs 
eher erfüllt sein als im Kleinbetrieb. Das folgt daraus, 
daß im Großbetrieb das Bedürfnis zur Schaffung einer ge­
nerellen Ordnung eher anzunchmon ist als im Kleinbetrieb» 
Andererseits kann das Zahlenverhältnis ebenfalls eine 
entscheidende Rolle spielen, wenn es sich darum handelt, 
ob noch von Einzelfällon oder schon von einer allgemei­
nen Regelung gesprochen werden kann.
g) Im Streitfall handelt cs sich bei dem Betrieb der 
Antragsgegnerin um einen Großbetrieb. Wenn in diesem die 
Zahl derjenigen Lohnempfänger, die die Lohnüborx/cisung 
goxriinscht haben, innerhalb weniger Monätc von 88 auf 
2.000 und damit auf mehr als Io % der gesamten Arbeiter­
schaft angcxvachscn ist, kann von Einzelfällon nicht mehr 
die Rede sein. Boi einem so starkem Zuwachs innerhalb 
so kurzer Zeit mußte die Antragsgegnorin erkennen, daß 
hier ein rogelxingsbcdürftigor Tatbestand im Sinne eines 
quantitativen Kollektivs vorlag. Sic hat cs offensichtlich
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auch erkannt^ wie die Herstellung und das Beroithalton 
der Formulare ergibt; solche pflogen nicht für Einzel- 
■ fälle gedruckt zu werden,,

Unter diesen Umständen wäre die Antragsgognerin 
verpflichtet gewesen* als sich die Zahl der Arbeiter* 
die die Lohnüberwoisung wünschten* innerhalb kurzer Zeit 
so häufte* wie es hier der Fall war* die betreffenden 
Arbeiter entweder an den Betriebsrat zu verweisen oder 
sich selbst an den Betriebsrat* notfalls an die Eini- 
gungsstollc zu wenden,, Das hat sic nicht getan» Darin 
ist eine objektive Umgehung des MitbcStimmungsrechts 
des Betriebsrats zu sehen» Diese verstößt gegen § 56 
Abs» 1 BetrVG. Der Antrag des Betriebsrats* daß ein 
Mitbostimmungsrccht hinsichtlich der von der Antrags- 
gegnorin vorgenommenen mit der Lohnüberwoisung zusam­
menhängenden Handlung einschließlich des Beroithaltcns 
der Formulare fostgostollt wird* ist demnach gerecht­
fertigt .
h) Die Antragsgognerin vertritt schließlich noch die 
Auffassung* daß der Betriebsrat von seinem Mitbcstim- 
mungsrocht in mißbräuchlicher Weise Gebrauch mache; er 
habe nicht einmal erklärt* aus welchen Gründen er gegen 
die Lohnüberwoisung sei* und er setze sich in einen Wider­
spruch zu dem Willen weiter Teile der Arbeiterschaft.
Auch dieses Vorbringen ist nicht geeignet* zur Bestätigung 
des angefochtenen Beschlusses zu führen»

Im Streitfall geht cs zunächst um die Frage* ob dem 
Betriebsrat das von ihm begehrte Mitbestimmungsrecht zu- 
stoht oder nicht» Erst wenn diese Frage entschieden ist* 
käme es möglicherweise auf die Berechtigung dos Einwan­
dos des Mißbrauchs an. Im vorliegenden Verfahren ist der 
Betriebsrat nicht genötigt* den Grund seiner Weigerung* 
sich mit dem Übergang zur Lohnüberwoisung einverstanden 
zu erklären* zu nennen. Auch darf nicht übersehen worden*
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daß bisher über 80 % der Lohnempfänger sich nicht, jeden­
falls nicht ausdrücklich für die Lohnüberweisung ausge­
sprochen haben»

Der Betriebsrat hat bisher nicht, jedenfalls nicht 
mit Aussicht auf Erfolg, die Möglichkeit, von sich aus 
die Einigungsstollc des § 56 Absc 2 BetrVG anzurufen. Er 
muß damit rechnen, daß ihm von der Einigungsstollc ge­
sagt wird, zunächst müsse geklärt werden, ob sein Mitbc- 
stimmungsrccht überhaupt besteht» Erst wenn die Frage 
des "obH geklärt ist, kann die Frage dos "wie” gcrcgolt 
werden» Deshalb kann von einem Mißbrauch nicht die Rede 
sein, wenn der Betriebsrat im vorliegenden Vorfahren die 
Klärung der Rechtslage erstrebt, ob ihm das von ihm be­
hauptete Mitbcstimmungsrocht züstcht oder nicht.

Was die Antragsgognorin in diesem Zusammenhang vor­
bringt, kann also nicht Gegenstand der Rechtsfindung durch 
die Gerichte sein; es kann nur Gegenstand der Regelung 
durch die Einigungsstollc sein, falls sich die Betriobs- 
partner nicht ohne deren Anrufung einigen. Vor der Eini- 
gungsstcllc wird der Betriebsrat allerdings seine Ablch- 
nungsgründe offenbaren müssen, wenn er nicht Gefahr lau­
fen will, damit nicht gohört zu worden. Im vorliegenden 
Verfahren aber handelt cs sich um die Vorfrage, ob über­
haupt das Mitbcstimmungsrocht des Betriebsrats zu bejahen 
ist, ob also überhaupt die Möglichkeit besteht, die Eini- 
gungsstcllc anzurufen. Denn deren Anrufung nach § 56 Abs.2 
BetrVG setzt voraus, daß ein Fall dos obligatorischen Mit­
best immungsrochts, wie er in § 56 Abs. 1 BetrVG geregelt 
ist, vorliogt.

Auch die Tatsache, daß ein.gov/issor Teil der Arbei­
terschaft nicht mit der Auffassung des Betriebsrats hin­
sichtlich der Lohnüborwoisung übercinstimmt, berechtigt 
nicht zu der Annahme,, die RechtsVerfolgung dos Betriebs­
rats im vorliegenden Vorfahren sei mißbräuchlich. Solche
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Meinungsverschiedenheiten worden sich bei Fragen der 
generellen Ordnung stets ergeben. Das schließt aber 
nicht aus, daß in einer Gemeinschaft, wie sic insbe­
sondere ein Großbetrieb darstcllt, eine gewisse Ord­
nung herrschen muß, die wohl in den meisten Fällen mit 
der Auffassung eines Teils der Belegschaft nicht im 
Einklang steht.

Sollte dieser Teil so groß werdon, daß er die 
Mehrheit im Betrieb erringt, so ist c^ dem Botriobsrat 
•keineswegs schutzlos ausgoliofert. Violmohr kann er 
seinen Willen bei der nächsten Betriebsratswahl durch­
setzen; in krassen Fällen steht ihm sogar nach § 27} BetrVG 
die Möglichkeit offen, eine Neuwahl dos Betriebsrats schon 
vor Ablauf der Wahlperiode durchzusetzen. Im Streitfall 
besteht jedoch kein Anlaß zu der Annahme, daß sich der 
Betriebsrat nicht mit dem Willen der Mehrheit in der Ar­
beiterschaft identifizierte und daß ihm keine einleuch­
tenden Gründe zur Verfügung stündon, um die Einführung 
der Lohnübcrwoisung abzulohnen.
gcs. Dr. Schröder Wendel Wichmann

Dr. Gorland Vetter
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